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Motion für die grundsätzlichen Zulassung von
Parallelimporten im Nationalrat gescheitert

Concurrence

Die im Vorjahr von der WAK des Nationalrats eingereichte Motion für eine Revision des
Kartellgesetzes, um gegen die Verhinderung von Parallelimporten patentgeschützter
Güter einschreiten zu können, sofern das Importgut aus einem Land mit ähnlichen
Zulassungsbedingungen stammt, wurde knapp abgelehnt. Bekämpft wurde der Vorstoss
vor allem von der SVP-Fraktion mit dem Argument, dass insbesondere die
schweizerische Arzneimittelindustrie auf eine nach nationaler Kaufkraft differenzierte
Preisbindungspolitik für ihre patentgeschützten Produkte angewiesen sei. 1

MOTION
DATE: 22.03.2001
HANS HIRTER

Bundesrat lehnt Verhandlungen über
Abkommen zu Parallelimporten ab

Concurrence

Mit der Überweisung eines Postulats Sommaruga (sp, BE) hat der Ständerat die
Regierung beauftragt zu prüfen, ob es sinnvoll wäre, mit der EU Verhandlungen über
ein Abkommen über die gegenseitig anerkannte regionaleuropäische Erschöpfung im
Patentrecht aufzunehmen. Mit einer solchen Regelung würde die Bestimmung
aufgehoben, dass nur offizielle Vertreiber patentrechtlich geschützte Waren
importieren dürfen. Diese Ausweitung der Zulassung von sogenannten Parallelimporten
auf patentgeschützte Güter würde nach Ansicht der Postulantin einen wesentlichen
Beitrag zur Senkung des hohen schweizerischen Preisniveaus leisten. In seinem gegen
Jahresende vorgestellten Bericht lehnte der Bundesrat derartige Verhandlungen ab.
Sein Hauptargument war, dass der bestehende Patentschutz und die damit
verbundenen Wettbewerbsbeschränkungen für die forschungsintensive schweizerische
Industrie (vor allem für die Pharmabranche) von überwiegender Bedeutung seien. 2

POSTULAT
DATE: 07.06.2004
HANS HIRTER

Zulassung von Parallelimporten
patentgeschützter Güter aus der EU

Concurrence

Der Nationalrat behandelte in der Wintersession eine Revision des Patentrechts. Primär
geht es dabei um die für die Forschung wichtige Einführung eines Patentschutzes für
biotechnologische Erfindungen. Vorgeschlagen hatte der Bundesrat aber auch, ein
Verbot des Parallelimports patentrechtlich geschützter Waren ins Patentgesetz
aufzunehmen. Dieses Verbot stützt sich zur Zeit allein auf ein Bundesgerichtsurteil (so
genannter Kodak-Entscheid) und nicht auf einen expliziten Gesetzesparagraphen ab.
Die vorberatende Kommission des Nationalrats sprach sich dagegen aus. Sie regte an,
diesen Teil aus dem Patentgesetz auszuklammern und in einer separaten Vorlage zu
präsentieren. Damit soll verhindert werden, dass die bereits wegen ihrem
biotechnologischen Aspekt nicht unbestrittene Vorlage in einem allfälligen
Referendumskampf zusätzliche Angriffsfläche bietet. Der Bundesrat erklärte sich mit
diesem Vorgehen einverstanden und auch der Nationalrat stimmte zu. Grundsätzlich
engagierten sich von den politischen Akteuren die FDP, die SVP, Economiesuisse sowie
die Pharma-Industrie für eine gesetzliche Verankerung des Verbots der Parallelimporte
patentrechtlich geschützter Waren, während SP, CVP, Detailhandel, Gewerbeverband,
Bauernverband, Konsumentenorganisation und auch die Weko dagegen waren. Im
Sommer war der Bundesrat, der bisher das Verbot unterstützt hatte, etwas von seiner
Haltung abgewichen. Er gab bekannt, dass er sich im Rahmen eines Abkommens mit der
EU über den Agrarfreihandel für diesen Bereich eine Zulassung von Parallelimporten
patengeschützter Güter (z.B. Dünger oder Pflanzenschutzmittel) aus der EU vorstellen
könnte. Hintergrund dieser Erklärung war, den Landwirten die angestrebte
Marktöffnung für Landwirtschaftserzeugnisse mit der Möglichkeit des Imports von
billigeren Produktionsmitteln etwas erträglicher zu machen. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 29.11.2006
HANS HIRTER
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In der Frage der Parallelimporte patentgeschützter Güter folgte der Ständerat dem
Entscheid des Nationalrats aus der Dezembersession des letzten Jahres, dieses
Problem nicht im Rahmen der laufenden Revision des Patentrechts zu behandeln. Er
überwies dazu eine Motion (06.3633) der Rechtskommission des Nationalrats, die
verlangt, dass der Bundesrat seinen Antrag für eine Beibehaltung des Verbots der
Parallelimporte nochmals überprüft, und er dem Parlament bis Ende 2007 eine neue,
spezielle Botschaft zuleiten soll. Die Regierung kam dieser Forderung nach und legte
kurz vor Jahresende ihren Antrag vor. Sie blieb dabei bei ihrem ursprünglichen
Vorschlag, am Prinzip der nationalen Erschöpfung festzuhalten und das auf einem
Bundesgerichtsurteil basierende Verbot des Parallelimports patentgeschützter Waren
im Patentgesetz zu verankern. Eine Aufhebung des Verbots würde nach Ansicht des
zuständigen Justizministers Blocher, der die bundesrätliche Vorlage mit Engagement
vor den Medien vertrat, den Forschungsstandort Schweiz gefährden. Als einzige
Lockerung sieht der Bundesrat vor, dass bei Produkten, die aus mehreren
Komponenten bestehen, dieser Schutz vor Parallelimporten nur dann gelten soll, wenn
die patentgeschützten Teile funktionswichtig sind. In der im Frühjahr durchgeführten
Vernehmlassung hatten sich die FDP und die SVP sowie die Organisation der
Pharmaindustrie hinter den Bundesrat gestellt. Für eine Liberalisierung sprachen sich
die SP, die Grünen, die CVP sowie die grossen Detailhändler und die
Konsumentinnenorganisation aus. Im Rahmen der im Berichtsjahr zu Ende beratenen
Revision des Landwirtschaftsgesetzes stimmte auch der Nationalrat der Zulassung des
Parallelimports patentgeschützter Agrarproduktionsmittel (Saatgut, Traktoren, Dünger
etc.) zu. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 21.12.2007
HANS HIRTER

Der Bundesrat konnte sich mit seiner Politik zur Verhinderung von Parallelimporten
patentgeschützter Güter nicht durchsetzen. Das Parlament lehnte seinen Vorschlag aus
dem Vorjahr, das Verbot des Parallelimports patentgeschützter Waren im Patentgesetz
zu verankern ab und beschloss, derartige Importe aus dem Europäischen
Wirtschaftsraum EWR (EU plus Norwegen, Island und Liechtenstein) in Zukunft
zuzulassen. Zudem soll es generell, also auch bei Importen aus nicht dem EWR
angehörenden Ländern, nicht mehr erlaubt sein, sich auf den Patentschutz zu berufen,
wenn es sich lediglich um Patente für unwichtige Produktekomponenten wie z.B. den
Verschluss eines Gefässes handelt.

Der Nationalrat beschäftigte sich als Erstrat mit den Vorschlägen des Bundesrates. Eine
recht deutliche Kommissionsmehrheit beantragte, die nationale Erschöpfung der
Patente durch eine regionale, d.h. einseitig auf die EU ausgeweitete Erschöpfung zu
ersetzen. Damit wäre das Produkt zwar weiterhin vor Nachahmung geschützt, aber die
handelsrechtlichen Vorrechte, welche es dem Patentinhaber erlauben, die
Vertriebskanäle zu beschränken, würden innerhalb der definierten Handelsregion
abgeschafft. Nach Ansicht der WAK wären davon namentlich bei Medikamenten
erhebliche Preissenkungen zu erwarten. Dem Argument von Bundesrat und
Pharmaindustrie, dass sich dieser Verzicht auf das bestehende Vermarktungsmonopol
für die Produzenten von patentgeschützten Arzneimitteln negativ auf den
Forschungsstandort Schweiz auswirken würde, hielt die WAK entgegen, dass gerade in
dieser Branche die Forschung und Entwicklung ohnehin international organisiert sei.
Die SP, die GP, die Grünliberalen und eine Mehrheit der CVP unterstützten die WAK-
Mehrheit. Dabei wäre die Linke eigentlich lieber noch weiter gegangen und hätte nicht
nur die regionale, sondern die internationale Erschöpfung eingeführt. Aus
abstimmungstaktischen Gründen zog sie aber einen entsprechenden Antrag zurück. Die
FDP und die SVP sprachen sich für die Bundesratslösung der nationalen Erschöpfung
aus und konnten sich dank der Unterstützung von einigen CVP-Abgeordneten mit 93 zu
88 Stimmen bei 12 Enthaltungen durchsetzen. Die Organisationen des Detailhandels
hatten bereits vor den Nationalratsverhandlungen gedroht, zusammen mit
Konsumentenorganisationen und den Krankenkassen eine Volksinitiative zur Aufhebung
des Verbots der Parallelimporte zu lancieren.

Die WAK des Ständerats empfahl wie ihre Schwesterkommission der grossen Kammer
einen Systemwechsel. Mit der einseitigen Einführung der auf den EWR bezogenen
regionalen Erschöpfung sollten die handelsrechtlichen Beschränkungen für Importe
patentgeschützter Waren aus diesem Raum abgeschafft werden. Ausgenommen vom
freien Import wären allerdings Artikel, deren im Vergleich zur Schweiz tiefere Preise
vom Staat festgelegt sind, wie dies gerade im Pharmabereich in der EU die Norm ist.
Von den Vorschlägen des Bundesrates blieb einzig die grundsätzliche Aufhebung des
Importverbots bei Waren, deren durch ein Patent geschützte Komponenten für das
Produkt von untergeordneter Bedeutung sind. Vertreter der FDP und der SVP sowie

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 19.12.2008
HANS HIRTER
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Bundesrätin Widmer-Schlumpf kritisierten erfolglos die nicht auf Gegenseitigkeit
beruhende Beschränkung auf den EWR. Diese Limitierung auf den EWR sei wegen der
Meistbegünstigungsklausel im internationalen Handelsrecht rechtlich nicht haltbar. Der
Ständerat stimmte trotz dieser Einwände mit 31 zu 12 Stimmen dem Konzept seiner WAK
zu.

Die WAK-NR unterstützte in der Differenzbereinigung diese Beschlüsse der kleinen
Kammer. Das Plenum folgte aber mit 94 zu 91 Stimmen einem Antrag Markwalder (fdp,
BE), der auf die vom Bundesrat beantragte gesetzliche Festschreibung der nationalen
Erschöpfung verzichten und – zumindest bis zum Vorliegen eines gegenseitigen
Abkommens mit der EU – das Verbot der Parallelimporte patentgeschützter Güter
weiterhin bloss auf das frühere Bundesgerichtsurteil im Fall Kodak abstützen wollte.
Nachdem der Ständerat mit 26 zu 14 Stimmen noch einmal auf seiner Position beharrt
hatte, gab die grosse Kammer nach. In der Schlussabstimmung lautete das Verdikt für
einen Systemwechsel (Zulassung von Parallelimporten patentgeschützter Güter aus
EU/EWR-Staaten mit Ausnahme von solchen mit staatlich festgelegten Preisen) in der
kleinen Kammer 40 zu 1 bei zwei Enthaltungen und im Nationalrat 102 zu 85, wobei die
Opposition weiterhin aus der geschlossenen SVP und der fast einstimmigen FDP kam. 5

Auf den 1. Juli setzte der Bundesrat das neue Patentgesetz in Kraft. Dieses erlaubt den
Parallelimport patentgeschützter Güter aus der EU (mit Ausnahme von
Medikamenten). 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 01.07.2009
HANS HIRTER

1) AB NR, 2001, S. 340 ff.
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